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Wie wird die weltpolitische Ordnung nach der Corona-Krise ausse-
hen? Die beiden Autoren wagen eine umfassende Prognose welche 
geopolitischen Auswirkungen die Pandemie auf das internationale 
System sowie die Stellung der Ukraine darin haben wird. Für die Uk-
raine steht besonders viel auf dem Spiel. Die Krise birgt für das Land 
jedoch auch die Chance von der Peripherie ins Zentrum internationa-
ler Entscheidungsfindung zu rücken. Im Gegensatz zu anderen Auto-
ren sehen Klimkin und Umland keine Schwächung inter- und supra-
nationaler Institutionen, auch wenn es zunächst zu einer Stärkung 
nationalstaatlicher Einrichtungen kommen wird. EU und NATO könn-
ten sogar gestärkt aus der Krise hervorgehen. 

Pavlo Klimkin war 2014-2019 Außenminister der Ukraine und ist Leiter 
des Programms für europäische, regionale und russische Studien am 
Ukrainischen Institut für die Zukunft in Kiew. 

Dr. Andreas Umland ist Herausgeber der Buchreihe „Soviet and Post-
Soviet Politics and Society“ beim ibidem-Verlag Stuttgart und Mitarbei-
ter des Ukrainischen Instituts für die Zukunft in Kiew. 

 

 

Corona-Krise als Wende-
punkt: Weltpolitik und die 
Ukraine 

In ihrer 2012 erschienenen wegweisenden Stu-

die „Warum Nationen scheitern: Die Ursprünge 

von Macht, Wohlstand und Armut“ identifizier-

ten Daren Acemoglu (MIT) und James A. Robin-

son (Chicago) die Beulenpest von 1346-1353 

nicht nur als eine der größten Katastrophen der 

Menschheit. Der Schwarze Tod – wie diese Pan-

demie genannt wird – war auch ein kritischer 

Wendepunkt der europäischen politischen Ge-

schichte. Während die Pest des 14. Jahrhun-

derts die allmähliche Abschaffung des Feudalis-

mus in Westeuropa auslöste, führte sie in 

Osteuropa – nicht zuletzt in Teilen der heutigen 

Ukraine – zur sogenannten Zweiten Leibeigen-

schaft. 

Der Schwarze Tod hat das Europa des späten 

Mittelalters grundlegend verändert – mit Kon-

sequenzen, die bis in die heutige Zeit reichen. 

Die Covid-Pandemie 2019 wird vermutlich weit 

weniger Opfer haben als die Beulenpest, an der 

insgesamt zwischen 70 und 200 Millionen Men-

schen starben. Es scheint jedoch, dass die 

Corona-Virus-Krise auch zu einem kritischen 

Wendepunkt der Weltgeschichte werden 

könnte, mit weitreichenden Auswirkungen so-

wohl auf das innere Leben vieler Staaten als 

auch auf die Beziehungen zwischen ihnen. 

(Foto: Pavlo Klimkin)  

(Foto: Dr. Andreas Umland)  

https://www.facebook.com/pavloklimkin.ua/
https://www.uifuture.org/experts/experts/pavlo/klimkin
https://www.linkedin.com/in/andreasumland/
https://www.ibidem.eu/de/reihen/gesellschaft-politik/soviet-and-post-soviet-politics-and-society.html?___from_store=en
https://www.ibidem.eu/de/reihen/gesellschaft-politik/soviet-and-post-soviet-politics-and-society.html?___from_store=en
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Debatte um eine unbekannte  
Zukunft  

Heute stimmen bereits viele Beobachter darin 

überein, dass die Folgen der Pandemie für das 

Weltsystem enorm sein werden. Bislang gibt es 

jedoch kein gemeinsam artikuliertes Verständ-

nis über die genaue Art der geopolitischen Aus-

wirkungen sowie über mögliche Strategien, mit 

denen Gesellschaften und Regierungen auf sie 

reagieren könnten. Noch weniger wird bisher 

über etwaige notwendige internationale Koali-

tionen nachgedacht, die neue politische Agen-

den setzen und implementieren würden, mit 

denen man auf die sozio-ökonomischen Aus-

wirkungen der Pandemie reagieren könnte. 

Viele der führenden politischen Denker sind 

vorerst zurückhaltend in ihren Schlussfolgerun-

gen, Prognosen und Vorschlägen. 

Da wir bei einem Kiewer Think-Tank mit dem 

suggestiven Namen „Ukrainisches Institut für 

die Zukunft“ arbeiten, haben wir beschlossen, 

das Gegenteil zu tun. Wir beginnen bereits 

jetzt, wenn noch nicht bekannt ist, wie und 

wann die Corona-Krise und die durch sie verur-

sachte globale Unordnung ein zumindest teil-

weises Ende findet, mit einer Folge von Texten 

darüber, wie sich das Weltsystem verändern 

könnte und sollte. Da der gegenwärtig stattfin-

dende Bruch mit der Vergangenheit tief geht, 

sind unsere Schlussfolgerungen und Vor-

schläge – wie unten deutlich wird – weitrei-

chend. Überdies wird die derzeitige Pandemie 

in den kommenden Jahren womöglich nicht die 

letzte derartige globale Herausforderung sein. 

Es könnte sein, dass sich das Rad der Ge-

schichte auch weiterhin schneller als bisher 

drehen wird. Für die Ukraine steht bezüglich 

der Frage, ob und wie diese und künftige inter-

nationale Krisen gelöst werden, besonders viel 

auf dem Spiel.  

Zwar ist das Resultat einer Transformation des 

internationalen Systems, wie sie gerade statt-

findet, nicht genau voraussagbar und noch 

schwieriger zu beeinflussen. Doch eine 

Aufschiebung der Konzipierung, Debattierung 

und Projektierung des ohnehin derzeit stattfin-

denden beziehungsweise früher oder später 

notwendigen grundlegenden Wandels, würde 

dessen schrittweises Verständnis nur verzö-

gern. Ein Übergang zu einer neuen Weltord-

nung scheint in jedem Fall bereits im Gange zu 

sein. Eher früher als später zu beginnen, dar-

über nachzudenken wie diese neue Ordnung 

aussehen wird beziehungsweise soll, kann dazu 

beitragen, ihre letztendliche Qualität zu ver-

bessern. 

Solche Prognosen können in diesem frühen 

Stadium freilich weder systematisch noch um-

fassend oder endgültig sein. Vielmehr gehen 

wir im Folgenden und in weiteren Texten auf 

eine Reihe unterschiedlicher Bereiche ein, in 

denen radikale Veränderungen wahrscheinlich, 

zu befürchten oder/und wünschenswert sind, 

und wir entwickeln bestimmte vorsichtige Vor-

schläge hierzu. Einige geopolitische Umwälzun-

gen, die wir glauben bereits heute voraussehen 

zu können, werden womöglich nicht kurzfristig 

oder noch nicht einmal mittelfristig eintreten. 

Aber wir gehen davon aus, dass diese Über-

gänge letztendlich stattfinden und tiefgreifend 

sein werden.  

Die Ukraine muss sich nicht nur in die interna-

tionale Diskussion über bereits auftretende 

und bevorstehende neue politische Herausfor-

derungen integrieren. Kiew muss auch versu-

chen, sich so weit wie möglich an der Suche 

nach möglichen Lösungen sowie an deren Um-

setzung zu beteiligen. Die gegenwärtige Krise 

und ihre politischen Auswirkungen bergen be-

sondere Risiken für die ukrainische Nation. Sie 

können aber auch eine Chance für die Ukrainer 

beinhalten, von der globalen Peripherie näher 

ans Zentrum der internationalen Entschei-

dungsfindung zu rücken. 

Der Aufstieg des „tiefen Staates“ 

Erstens: Aufgrund der heutigen Krise ist es 

wahrscheinlich, dass sowohl nationale als auch 
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inter- beziehungsweise sogar supranationale 

öffentliche Institutionen künftig von den Völ-

kern und der Weltgemeinschaft stärkere Man-

date und Vollmachten erhalten. In Zukunft 

werden national-, halb- und zwischenstaatliche 

Organe anscheinend eine größere und in eini-

gen Fällen womöglich weit einflussreichere 

Rolle in den Gesellschaften und internationalen 

Beziehungen spielen als heute. Der Wunsch 

nach effektiverer innerer und auswärtiger Füh-

rung, welche in die Lage versetzt wird, elemen-

tare Lebensgrundlagen nachhaltig zu sichern, 

wird die Beziehung zwischen Individuum, Staat 

und Menschheit verändern.  

In einigen Fällen wird die Übertragung neuer 

Befugnisse an staatliche und halbstaatliche, na-

tionale und internationale Institutionen und 

Agenturen klar definiert und begrenzt sein. In 

anderen Fällen, wie z.B. heute im Ungarn von 

Orban, hat dies bereits zu einer expansiven 

Stärkung der Exekutive geführt und wird wo-

möglich auch in Zukunft in anderen Ländern zur 

Folge haben, dass Demokratie und Menschen-

rechte tiefer als ohnehin schon untergraben 

werden. Nicht alle derartigen neuen Mandate 

für öffentliche Institutionen müssen jedoch 

notwendigerweise zu mehr Autoritarismus füh-

ren. Erweiterte Befugnisse, die verschiedene 

Staatsorgane und internationale Organisatio-

nen wahrscheinlich erlangen werden, können 

auch anders gestaltet und genutzt werden.  

Ein sich verbreitender Wunsch nach besserem 

Schutz vor Katastrophen und höherer Bedarf 

an professionellem Fachwissen kann insbeson-

dere zur Stärkung dessen führen, was neuer-

dings als „tiefer Staat“ – im neutralen Sinne des 

Begriffs – bezeichnet wird. Damit ist hier nicht 

die von Donald Trump und diversen Verschwö-

rungstheoretikern missbrauchte Definition des 

Konstrukts zur Bezeichnung einer innerbüro-

kratischen Kabale gemeint. Die ursprüngliche 

Bedeutung von „tiefer Staat“ bezieht sich auf 

den Kreis jener hochqualifizierten Angestell-

ten, Diplomaten, Experten und Forscher, deren 

oft unsichtbare Arbeit das adäquate 

Funktionieren staatlicher oder halbstaatlicher 

Institutionen sichert. Von Mitgliedern des „tie-

fen Staates“ wird angenommen, dass sie in ih-

rem Dienst aufrichtigen Patriotismus mit hoher 

Professionalität verbinden. Sollte die Corona-

Krise nicht die letzte globale Herausforderung 

dieser Art in den kommenden Jahren sein, 

könnte sich ein genereller Trend zur Stärkung 

von Regierungsstrukturen insgesamt und des 

„tiefen Staates“ im Besonderen einstellen.  

Für die internationalen Beziehungen kann 

solch eine erhöhte Bedeutung öffentlicher In-

stitutionen im Leben moderner Gesellschaften 

zweierlei bedeuten. Sie könnte einerseits eine 

Stärkung des „Jeder-für-sich-Prinzips“ und ver-

stärkten Wettbewerb zwischen der Qualität 

verschiedener Nationalstaatsmodelle bedeu-

ten. Oder sie könnte andererseits zu einem 

neuen Grad der Interaktion nationaler Regie-

rungen und insbesondere zu neuen Formen der 

Kooperation zwischen ihren „tiefen Staaten“ 

führen.  

Letzteres ist heute bereits in Wissenschaft, Bil-

dung und Forschung gang und gäbe. Eine 

schrittweise Ausweitung, Institutionalisierung 

und Ermächtigung solcher Netzwerke könnte 

schließlich zur Bildung eines neuen weltum-

spannenden sozusagen „tiefen Globalismus“ 

führen, welcher sich von gegenwärtigen Struk-

turen, wie der UNO und anderen transkonti-

nentalen Organisationen, abheben würde. Ein 

solcher neuer „tiefer Globalismus“ würde nicht 

nur und nicht so sehr die heutige internationale 

Organisationsbürokratie meinen.  

Vielmehr kann man sich in dieser oder jener 

Form organisierte, gemeinsam finanzierte und 

mit bestimmten Vollmachten ausgestattete 

globale Netzwerke von Experten, so genannte 

„epistemische Gemeinschaften“, vorstellen, 

welche für die gesamte Menschheit relevante 

Informationen länderübergreifend sammeln 

und analysieren. Im Idealfall würden solche in-

ternationalen formellen oder informellen Zu-

sammenschlüsse von Spezialisten auch über 



Gesellschaft für Sicherheitspolitik e.V. – GSP-Einblick 4 
 

 

ausreichende Autorität verfügen, um weltweit 

maßgebliche Entscheidungen auf Grundlage 

des kollektiven Wissens der Menschheit zu 

treffen und umzusetzen.  

Eine solche Entwicklung würde bedeuten, dass 

die klassischen repräsentativen Demokratien 

und internationalen Beziehungen zwischen Re-

gierungen anders funktionieren werden als 

heute. Die Rechtfertigung, Formierung und vor 

allem Legitimierung einer derartigen kompe-

tenz- und werteorientierten internationalen 

Weltordnung würde eine beträchtliche politi-

sche Herausforderung darstellen. Andererseits 

ist jedoch schon heute offensichtlich, dass sich 

die existenten Modelle globaler Interaktion 

und Kooperation zwischen Nationalstaaten 

überlebt haben. Sie sind nur noch unzu-

reichend in der Lage, auf die anstehenden Ge-

sundheits-, Wirtschafts-, Umwelt-, Migrations- 

und anderen weltweiten Krisen einer zuneh-

mend beängstigenden Zukunft zu reagieren.  

Was die heutige Lage betrifft, so scheint es frei-

lich, dass derzeit eher das „Jeder-für-sich-

selbst-Prinzips“ von sich anhäufenden weltweit 

ähnlichen Herausforderungen profitiert. Ob-

wohl wir noch weit vom Ende der Pandemie 

entfernt sind, ist jedoch die Ineffektivität nati-

onaler Modelle der Prävention und des Mana-

gements von Krisen bereits offensichtlich. Illus-

triert wurde dies etwa während der bizarren 

weltweiten Jagd nach Gesichtsmasken im März 

und April 2020. Eine nachhaltige internationale 

Lösung solcher Fragen kann sich jedoch nicht 

nur auf unmittelbar materielle und wirtschaft-

liche Themen beschränken.  

Beispielsweise wird derzeit ein neuer globaler 

Marshallplan diskutiert, der mehrere Phasen 

sowie neue Instrumente umfassen könnte. 

Derartige Projekte zur Unterstützung der Welt-

wirtschaft und einzelner schwacher Ökono-

mien sind nur zu begrüßen. Doch werden sol-

che grenzüberschreitenden Anti-Krisen-Maß-

nahmen unvollständig bleiben, solange es nur 

um länderübergreifende Finanztransfers, 

Hilfssendungen und Investitionsanreize geht. 

Ohne einen parallelen politischen Neustart des 

weltpolitischen Systems wird ein künftiges 

Wiederauftreten gerade vergangener und ak-

tueller Probleme wahrscheinlich. Obwohl als 

solche notwendig und begrüßenswert, können 

humanitäre Ad-hoc-Maßnahmen, Stabilisie-

rungsfonds und traditionelle Entwicklungspoli-

tik für sich genommen keinen Durchbruch in 

eine sicherere und nachhaltigere Zukunft be-

werkstelligen. 

Das defekte internationale System 
nach dem Zweiten Weltkrieg 

Zweitens: Da die Länder der Erde bislang weit-

gehend nationalen Krisenbewältigungsmodi 

folgen, ziehen sie weiterhin auch hauptsächlich 

Lehren aus Erfahrungen auf Nationalstaats-

ebene. Bislang erscheint den meisten Men-

schen nur das Coronavirus selbst als eine wirk-

lich globale Frage, die von internationalen 

Netzwerken von Forschern, Medizinern und 

Mitarbeitern des Gesundheitswesens gelöst 

werden muss. Die Bewältigung der verschiede-

nen sozioökonomischen Fragen, die sich aus 

der Pandemie ergeben, und anderer Heraus-

forderungen von heute und morgen wird im-

mer noch weitgehend durch die Brille der Nati-

onalstaaten oder maximal ihrer regionalen Ver-

einigungen, wie der EU, und nicht in einem 

weltumspannenden inter- oder supranationa-

len Kontext gesehen.  

Seit dem Zweiten Weltkrieg sind freilich eine 

Reihe von Strukturen, Initiativen und Projekten 

entstanden, die globale Zusammenarbeit zwi-

schen Nationen und Zivilisationen fördern sol-

len. Theoretisch bieten die bereits existieren-

den Plattformen ausreichende allgemeine und 

spezialisierte Foren für die Lösung praktisch al-

ler relevanter transnationaler Fragen. Praktisch 

werden jedoch auch heute noch die meisten 

entscheidenden Krisenfragen auf anderen Ebe-

nen als der globalen gelöst.  
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Die international nicht hinreichend koordinier-

ten Bemühungen führen zuweilen zu einem er-

bitterten Wettbewerb zwischen Nationen und 

Regionen um relevante humane, technische 

und materielle Ressourcen. Solange weiterhin 

in erster Linie Nationalstaaten und manchmal 

deren Regionalorganisationen ihre eigenen 

Probleme lösen, haben die wohlhabenderen 

unter ihnen bessere Chancen im globalen 

Wettbewerb zu obsiegen als die ärmeren. Die 

Starken werden dadurch – zumindest relativ, 

wenn nicht sogar absolut – noch stärker, wäh-

rend die Schwächeren nur weiter geschwächt 

werden.  

Die Ukraine ist hinsichtlich etlicher Indikatoren 

noch ein Dritte-Welt-Land. Für die Ukrainer 

wird es schwierig, wenn nicht gar unmöglich, in 

einem derart beschleunigten globalen Wett-

lauf der Nationen erfolgreich zu sein. Für relativ 

schwache Staaten wie die Ukraine stellen da-

her zahlreichere, bessere und stärkere inter-

gouvernementale oder sogar supranationale 

Institutionen die bevorzugte Zukunftsversion 

dar. Vollwertige Teilnahme an neuen oder er-

neuerten internationalen Organisationen ist je-

doch nur möglich, wenn die Ukrainer die Qua-

lität ihrer nationalen Institutionen radikal ver-

bessern. Fortschritt funktioniert nur für dieje-

nigen, die daraus auch substantielle Vorteile 

ziehen können.  

Drittens: Im Frühjahr 2014, als die russische Ag-

gression gegen die Ukraine begann, erkannten 

nicht nur die Ukrainer, dass das bestehende 

System internationaler Institutionen, das nach 

dem Zweiten Weltkrieg entstanden war, inef-

fektiv ist und teils überhaupt nicht funktioniert. 

Ein Aggressorstaat, der einen ständigen Sitz im 

UN-Sicherheitsrat hat, nutzt seine exklusive Po-

sition und sein Vetorecht, um die offizielle An-

erkennung seiner territorialen Expansion durch 

den Sicherheitsrat zu verhindern. Dies hat zu 

der absurden Situation geführt, dass ein Teil 

der UN-Charta wegen eines anderen Teils nicht 

umgesetzt werden kann. Als das prominen-

teste Entscheidungsgremium der Vereinten 

Nationen legitimiert die Position und Struktur 

des heutigen Sicherheitsrates implizit eine mi-

litärische Gebietserweiterung durch eines sei-

ner ständigen Mitglieder auf Kosten eines an-

deren UNO-Mitgliedstaates. Die eigentümliche 

Struktur der Vereinten Nationen untergräbt 

damit heute einen (wenn nicht gar den) zentra-

len Grund für die Schaffung dieser Organisation 

nach dem Zweiten Weltkrieg.   

In der Vergangenheit konnte die Ukraine im 

Rahmen solch einer tragikomischen Realität 

kaum mehr tun, als die russische Aggression 

vor Ort so gut es geht abzuwehren. In jüngster 

Zeit wurde zwar verstärkt über eine Reform des 

UN-Sicherheitsrates gesprochen; Arbeitsgrup-

pen wurden eingerichtet, einige neue Kon-

zepte wurden entwickelt. Doch diese Anfänge 

führten zu nichts.  

Das lag daran, dass die wichtigsten globalen Ak-

teure bisher keine ausreichende Notwendig-

keit sahen, das bestehende internationale In-

stitutionensystem grundlegend zu erneuern. 

Schlimmer noch, Russland wurde zwar aus der 

G8-Gruppe ausgeschlossen und mit Sanktionen 

belegt. Moskau versucht aber weiterhin diplo-

matische Umgehungsmanöver und etwa einen 

Ukraine-Gipfel ausschließlich der ständigen 

Mitglieder des Sicherheitsrates einzuberufen. 

Der Kreml möchte das Schicksal von Ukrainern 

und anderen ohne deren Anwesenheit und un-

ter Ausnutzung der inzwischen unzeitgemäßen 

Eigenheiten der UN-Struktur diskutieren. 

Auf dem Weg zu einem neuen  
internationalen System 

Nach der Pandemie, die oft mit einem Krieg 

verglichen wird, könnte sich jedoch eine neue 

internationale Situation ergeben, die der glo-

balen Stimmung nach Ende der beiden Welt-

kriege 1918 und 1945 ähnlich ist. Solch ein 

Stimmungswandel könnte nicht nur die De-

batte über den gegenwärtigen institutionellen 

Rahmen der Menschheit erneuern. Die Auswir-

kungen der aktuellen Pandemie haben bereits 
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eine direkte Krise der bestehenden internatio-

nalen Organisationsstruktur ausgelöst. Unter 

solchen Umständen kann es für Länder wie die 

Ukraine möglich werden, einflussreiche gleich-

gesinnte Akteure zu finden, mit denen sie eine 

grundlegende Transformation und nicht nur 

eine Teilreform vor allem der UNO voranbrin-

gen kann.  

Der Widerstand gegen solche Vorschläge wird 

zwar hartnäckig sein. Doch das derzeitige UNO-

System könnte nicht erst in Zukunft durch diese 

und kommende globale Krisen sowie inadä-

quate Reaktionen der Menschheit darauf an 

Legitimität verlieren. Das gegenwärtige institu-

tionelle Gefüge der Welt wird bereits heute 

von vielen, nicht zuletzt von den Ukrainern, als 

irrelevant für aktuelle internationale Heraus-

forderungen und als unwirksam bei der Bewäl-

tigung immer akuterer allgemeinmenschlicher 

Probleme empfunden.  

Der heutige reformfreudige UN-Generalsekre-

tär Antonio Guterres konnte kaum eine der Än-

derungen umsetzen, die er bei seinem Amtsan-

tritt geplant hatte. Damit scheint die Chance 

für eine schrittweise Reform des UNO-Systems 

bereits vertan. Die gegenwärtige institutionelle 

Struktur der Welt wird nicht nur von Ukrainern 

zunehmend als unzulänglich empfunden, um 

auf einige der brennendsten Probleme der 

heutigen Zeit zu reagieren. Mit jedem weiteren 

Monat der fortschreitenden weltweiten Krise 

werden radikale und nicht nur moderate künf-

tige geopolitische Veränderungen wahrschein-

licher. 

Um einen Neustart einzuleiten, müsste zu-

nächst das gesamte UN-System gründlich neu 

bewertet werden - idealerweise von einem ex-

ternen und unabhängigen Prüfer. Der offen-

sichtlichste Kandidat für einen Wandel ist die 

Weltgesundheitsorganisation, die es versäumt 

hat, vor der aktuellen Pandemie von Anfang an 

angemessen zu warnen. Eine zeitnähere Ana-

lyse, eine klarere öffentliche Kommunikation 

und eine entschlossenere Beratung hätten 

wahrscheinlich zehntausende Leben retten 

können. Eine Vorbereitung auf die Pandemie 

und ihre Einhegung hätten früher beginnen 

können und sollen – auch in der Ukraine, wo 

die früher stattfindende Coronavirus-Welle in 

Westeuropa zunächst nicht hinreichend ernst 

genommen worden war.  

Angesichts dieser und anderer Erfahrungen 

liegt es nahe, das gegenwärtige UN-System 

nicht nur zu reformieren, sondern neu zu star-

ten. Die gegenwärtige Organisation und ihre 

Organe liefern einfach nicht das, was von ihnen 

erwartet wird. Sie geben oft nur verspätete o-

der/und begrenzte Antworten auf diejenigen 

Krisen- oder Notsituationen, deren Verhinde-

rung beziehungsweise Bewältigung ihr Zweck 

ist. Was ist die Funktion einer Weltgesund-

heitsorganisation, die sich bei der Beurteilung 

der Aussichten der Pandemie „politisch kor-

rekt“, wie sie es versteht, verhält? Warum 

muss heute ein Großteil der Menschheit teuer 

dafür bezahlen, dass die WHO-Beamten in ei-

ner Krisensituation nicht dazu bereit waren, 

ihre Beziehungen zu China zu komplizieren? In-

ternationale Institutionen, die nicht auf der 

Grundlage einer unparteiischen Analyse von In-

formationen handeln können, sind dazu ver-

dammt, unwirksam zu sein. Sie stellen die 

Gründe in Frage, aus denen sie überhaupt erst 

geschaffen wurden. 

Wie könnte das zukünftige  
internationale System aussehen? 

Die Frage, welche Institutionen oder Gruppen 

eine globale Antwort auf diese und ähnliche 

Fragen formulieren und umsetzen könnten, ist 

jedoch bisher völlig unklar. Es scheint noch kei-

nen klaren Kandidaten für die Rolle einer trei-

benden Kraft zu geben, die einen Neustart der 

bestehenden internationalen Institutionen ini-

tiieren und durchsetzen könnte. Ein solcher 

transformativer Akteur oder eine solche Koali-

tion von Akteuren muss sich erst noch heraus-

bilden.  



Gesellschaft für Sicherheitspolitik e.V. – GSP-Einblick 7 
 

 

Einige spekulieren, dass ein immer wahrschein-

lich werdender Neustart des gegenwärtigen in-

ternationalen Systems zur Entstehung eines 

globalen Exekutivorgans, d.h. einer Art Weltre-

gierung, führen wird. Die Chancen, dass eine 

solche Institution, selbst mit begrenzten Befug-

nissen, in absehbarer Zeit entsteht, sind jedoch 

gering. Die Errichtung einer ständigen suprana-

tionalen Institution durch die bestehenden Na-

tionalstaaten, die ihre Befugnisse an ein Welt-

kabinett abgeben müssten, ist unrealistisch. 

Trotz ihrer gemeinsamen Werte, Geographie 

und Traditionen ist es der europäischen Zivili-

sation fast 70 Jahre lang nicht gelungen, die 

1951 geschaffene Europäische Kommission 

(damals Hohe Behörde der Europäischen Ge-

meinschaft für Kohle und Stahl) in eine Regie-

rung der Europäischen Union umzuwandeln. 

Man könnte sich jedoch eine weltweite Struk-

tur vorstellen, die nur in Notfällen tätig wird 

und welche die Aufgabe hätte, vorübergehend 

Länder ad hoc zu koordinieren, um eine akute 

Krisenbewältigung zu gewährleisten. In dem 

Maße, wie die gegenwärtige Pandemie weiter-

geht und sich andere globalen Katastrophen 

häufen, könnte eine solche Idee zunehmende 

Unterstützung bei Politikern, Diplomaten, Bü-

rokraten und einfachen Menschen auf der gan-

zen Welt finden. Die Finanzierung einer sol-

chen neuen Organisation könnte durch die Er-

hebung einer globalen Notfallsteuer oder 

durch Beiträge zu einem weltweiten Versiche-

rungssystem gesichert werden. Eine solche In-

stitution könnte einen Aufsichtsrat haben, der 

nicht nur oder gar nicht aus Politikern besteht, 

sondern hauptsächlich oder ausschließlich aus 

Wissenschaftlern sowie anderen Experten mit 

hohem Ansehen in der ganzen Welt. 

Es liegt auf der Hand, dass die Schaffung eines 

solchen globalen Gremiums schwierig wäre. 

Beispielsweise wären die genauen Bedingun-

gen, unter denen eine supranationale Struktur 

Befugnisse von der nationalen Ebene überneh-

men würde, nur schwer einvernehmlich zu for-

mulieren. Womöglich würden viele 

Regierungen der Welt eine solche Idee im Prin-

zip unterstützen. Einige werden jedoch versu-

chen, sich selbst im Falle eines globalen Not-

falls gegen eine wirkliche Macht- und Kosten-

teilung zu wehren. Dennoch könnten künftige 

transnationale Krisen, ähnlich wie die gegen-

wärtige Pandemie, mit der Zeit solche Wider-

stände delegitimieren und allmählich abbauen. 

Jede nachfolgende globale Katastrophe wird 

vermutlich die Akzeptanz von Weltnotstands-

strukturen oder ähnlichen internationalen 

Schutzsystemen erhöhen.  

Die Ukraine in der sich wandelnden 
Geopolitik 

Viertens wird zunehmend darüber spekuliert, 

ob die derzeitige politische Weltkarte Bestand 

haben wird. Ob es zu einer Vereinigung oder 

Teilung von Ländern kommt oder nicht, wird 

von der Dauer und Tiefe der sich häufenden 

Krisen abhängen, die das heutige national ge-

ordnete System in Frage stellen. Was genau in 

dieser Hinsicht geschehen wird, ist nur schwer 

vorhersehbar. Es scheint jedoch bereits klar, 

dass mehr oder weniger tiefgreifende Verände-

rungen der bestehenden Interaktionsmodi zwi-

schen den Ländern in den Einflusszonen von 

Großmächten schon heute im Gange sind. 

Das internationale System von Gleichgewich-

ten und Institutionen, das nach dem Zweiten 

Weltkrieg entstanden ist, kann weder belassen 

noch wiederbelebt werden. Aber auch eine Art 

„Jalta 2.0“ – also eine Konferenz der Groß-

mächte über die Neuaufteilung der Welt in 

Kontrollgebiete – ist nicht mehr möglich. Es 

wird schwierig sein, in der heutigen Welt ir-

gendwelche statische Einflussbereiche zu be-

festigen. Militärische Interventionen zum Bei-

spiel können heute nicht nur militärisch be-

kämpft werden. Sie können auch mit unkon-

ventionellen Methoden abgewehrt werden, 

die dem Interventen unvorhergesehene Schä-

den und Kosten verursachen. Russland etwas 

zahlt heute anders und teurer für seine militä-

rische Aggression gegen die Ukraine, als sich 
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der Kreml das 2014 wahrscheinlich – vor dem 

Hintergrund seiner Erfahrungen nach seinem 

Georgienabenteuer von 2008 – vorgestellt hat. 

Ein gewisser Einfluss auf bestimmte Weltregio-

nen durch die großen Akteure wird bestehen 

bleiben. Aber die ehemals halbkolonialen Zo-

nen werden zunehmend hybrider. Sie werden 

weder eine volle noch gar keine Kontrolle 

durch eine Großmacht erfahren, sondern mehr 

und mehr eine Vermischung konkurrierender 

Einflüsse auf verschiedenen Ebenen und in ver-

schiedenen Dimensionen. Der Kreml versteht 

diese neue Realität gut, wie seine massive Aus-

gabe russischer Pässe im besetzten ukraini-

schen Donezbecken, seine Propagierung einer 

„Föderalisierung“ (d.h. Bosnifizierung) der Uk-

raine und ähnliche scheinhumanitäre Instru-

mente zur fortgesetzten Unterwanderung des 

ukrainischen Staates zeigen. Moskau hat das 

Gefühl, dass sein Einfluss auf die ehemaligen 

Republiken der UdSSR schwindet. Dennoch will 

es einen Fuß in der Tür künftig westintegrierter 

postsowjetischer Republiken wie der Ukraine 

lassen. 

Was auch immer Moskau sonst noch einfallen 

mag, der NATO als Vollmitglied beizutreten, 

wird ein zentrales strategisches Ziel der Ukra-

ine bleiben. Können die Ukrainer jedoch sicher 

sein, dass die NATO bereit sein wird, ein Land 

mit potentiell Millionen russischer Passbesitzer 

aufzunehmen? Werden die NATO-Staaten be-

reit sein, in Bezug auf die Ukraine Artikel 5 des 

Washingtoner NATO-Vertrags über den Schutz 

aller Unterzeichnerländer durch alle Mitglieder 

des Bündnisses einzuhalten? Selbst unter den 

heutigen Mitgliedsländern ist dies eine offene 

Frage.  

Jüngste Umfragen in den NATO-Mitgliedsstaa-

ten zeigen, dass die meisten Bürger mit dem 

Bündnis zufrieden sind. Aber es sind bei wei-

tem nicht alle von der Notwendigkeit über-

zeugt, dass ihre Heimatstaaten im Falle eines 

Angriffs auf ein anderes NATO-Mitgliedsland 

Artikel 5 des Washingtoner Abkommens 

ordnungsgemäß erfüllen müssen. Für die Ukra-

iner bedeutet eine solch defätistische Stim-

mung selbst innerhalb des Bündnisses, dass die 

künftige NATO-Mitgliedschaft – trotz ihrer offi-

ziellen Ankündigung 2008 – nicht von selbst 

kommen wird. Für Kiew reicht es nicht aus, laut 

und wiederholt pro-westliche Parolen auszu-

sprechen. Die Ukraine muss eine – vor allem für 

Westeuropäer – klarere Erzählung formulieren, 

warum das Bündnis die Ukraine braucht. 

Vor kurzem wurde eine NATO-Task Force ein-

gerichtet, welche Vorschläge für die Zukunft 

des Bündnisses ausarbeiten soll. Diese Initia-

tive war u.a. eine Reaktion auf Emmanuel 

Macrons jüngste provozierende Kritik, die 

NATO sei „hirntot“. Frankreich wird in dieser 

Arbeitsgruppe durch den ehemaligen Außen-

minister Hubert Vedrine vertreten, der wieder-

holt den angeblichen Wunsch der USA kritisiert 

hat, die Ukraine in die NATO hineinzuziehen. 

Die Ukrainer müssen überzeugende Argu-

mente finden, um den Völkern aller NATO-Mit-

glieder zu erklären, dass ihre Sicherheit ge-

stärkt wird, wenn die Ukraine dem Bündnis bei-

tritt – und umgekehrt. Diese Argumente müs-

sen von Kiew erst noch entwickelt und vermit-

telt werden. 

Die Situation im Hinblick auf die künftige EU-

Mitgliedschaft der Ukraine ist eine nicht min-

der große Herausforderung. Der Beitritt zur EU 

erfordert noch mehr rein ukrainische Antwor-

ten. Sie liegen in einer grundlegenden Verän-

derung der Verhaltensmuster und politischen 

Algorithmen, innerhalb derer der ukrainische 

Staat und die ukrainische Gesellschaft funktio-

nieren. Tiefgreifende Reformen werden jedoch 

nicht ausreichen. 

Wir müssen auch die Herzen und Köpfe der Eu-

ropäer gewinnen, darunter zum Beispiel dieje-

nigen der Franzosen und Niederländer, die ei-

nes Tages womöglich Referenden über die 

Frage abhalten werden, ob die Ukraine der EU 

beitreten kann. Wenn wir uns so verhalten, wie 

wir es bislang getan haben, wird es schwierig 
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sein, diesen „Kampf um die Seele Europas“ zu 

gewinnen. Vielleicht können ja die Pandemie 

und ihre weitreichenden Auswirkungen für die 

Ukrainer eine Chance hervorbringen, über den 

eigenen Schatten zu springen.  

Im Gegensatz zu einigen anderen Politikkom-

mentatoren erwarten wir keine Schwächung 

und noch weniger eine Auflösung der NATO 

und EU als Folge der heutigen Krise. Im Gegen-

teil, wir glauben, dass die Stärkung dieser Orga-

nisationen eine notwendige Voraussetzung da-

für ist, dass der Westen auch in Zukunft eine 

führende Rolle in der Welt spielen kann. Wenn 

die NATO und EU ihren Erwartungen nicht ge-

recht werden, wird es den transatlantischen 

Raum in seiner heutigen Form nicht mehr ge-

ben. Es steht also in der Tat viel auf dem Spiel.  

Für die Ukrainer geht es um nichts Geringeres 

als fundamentale Existenzfragen. Bleiben wir in 

der sozioökonomischen Hybridwelt und geopo-

litischen Grauzone, in der wir uns jetzt befin-

den, oder werden wir endlich in die euro-atlan-

tische Gemeinschaft eintreten? Darauf zu hof-

fen, dass wir in eine künftig erneuerte transat-

lantische Realität aufgenommen werden, nur 

weil wir sind, wer wir sind, ist zwecklos. Die 

Coronavirus-Pandemie ändert nichts an unse-

ren Zielen. Sie bietet uns jedoch eine Gelegen-

heit, alte Mentalitäten zu überwinden sowie 

mit Hilfe unserer Freunde und Partner neue In-

stitutionen aufzubauen, die für die Integration 

in den euro-atlantischen Raum notwendig sind. 
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Hinweis: Auch unser Blog befasst sich intensiv mit den Konsequenzen der Corona-Krise für 
die Sicherheitspolitik: diskutieren Sie mit! Hier geht es zum Blog.  
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